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Klägerin und Revisionsklägerin,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgeriehts auf

die mündliche Verhendlung vom 4„ März 1958
für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landeesozielgerichts Berlin vom 14. Dezember 1954
wird insoweit als unzulässig verworfen, als das

Landessozialgerieht die Abweisung der Klage.auf

' Feststellung der Nichtigkeit des Beseheids vom

18° April 1952-bestätigt hat. Im übrigen wird

die Revision als unbegründet zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander aussergeriehtliche

Kosten nicht zu erstatten„
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Der Ehemann der Klägerin bezog Rente nach dem Bundesversor—'

.gungsgesetz (BVG) wegen einer Minderung der’Erwerbsfähig—

keit (MdEo)_um 50 VOH° für Folgen einer im ersten Welt—

krieg erlittenen Verwundung des linken Beines°

Aus Anlass seines Todes en 21° Februar 1951 erhielt die

Klägerin mit Bescheid von 12° März 1951 ein Sterbegeld,‘

das nach @ 18 des Berliner Gesetzes über die Versorgung

von Kriegs— und Militärdienstbeschädigten sowie ihren

Hinterbliebenen (KVG) vom 24° Juli 1950 (VOB1„ für Gross—

Berlin S° 318) gewährt wurde° Für die Bewilligung des
Sterbegeldes wurde ein Vordruck verwendet, der folgenden

Satz enthielt:

"Die Voraussetzungen für die Bewilligung

des Sterbegeldes sind im vorliegenden Fall

gegeben, da

die Minderung der Erwerbsfähigkeit 50 VOH° betrug,

der Tod als Folge der Beschädigung anerkannt werden

ist„" |
—

Der zweite Helbsatz "der Tod als Folge der Beschädigung

ianerkannt werden ist" war in den Bescheid nicht gestrichen.

Er wurde erst auf Grund einer Berichtigungsverfügung des

Versorgungsants (Versorgn„) Berlin von 17° März 1955 ge—
striehen°

Den Antrag der Klägerin auf Witwenrente lehnte das VersorgA.

mit BeScheid vori18° April 1952 ab, da der Tod ihres Ehe-

nannes
keine Schädigungsfolge im Sinne des BVG sei° Nach

dem Beerdigungssehein des Standesamts seien Lungenentzün—

dung, Herzmuskelsehaden und Arteriosklerose die zum Tode

führenden Leiden gewesen° '

In ihrem Einspruch gab die Klägerin an, ihr Ehemann habe

infolge seiner Körperbehinderung beim Bassieren der Roll—

treppe auf dem Bahnhof Berlin-Briedrichstrasse einen
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Passanten berührt und sei dadurch gestürzt° Der Sturz

sei die Ursache seines Todes und damit der Tod die

mittelbare Folge seiner Kriegsverletzung gewesen„

Das Landesversorgungsamt (LVers.rgA„) wies mit Ent—

scheidung vom 14„ Februer 1953, zur Post gegeben an
170 Februar 1955, den Einspruch zurück„

Hiergegen hat die Klägerin mit Schreiben vom 2° März 1955,

beim Versorgungsgerieht (VersorgG.) Berlin eingegangen

am 25° März 1953, von der Post ebgestempelt am 24° März

1955, durch den FLeichsbund der Krieg»— und Zivilbeschä—
digten, Sozialrentner und Hinterbliebenen Deutschlands

Klage erhobeno Das VersorgG„ hat mit Schreiben vom

26° März 1953 den Bevollmächtigten der Klägerin von

dem Eingangsteg der Klageverstiindigt° Mit Schreiben

vom 10„ Juni 1954 hat die Klägerin durch einen neuen
Prozessbevollmächtigten vorsorglich Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Klage—

frist beantragt° Es treffe sie kein Verschulden, dass

der von ihr zunächst bevcllmächtigte Reichsbund die

Klage zu spät eingereicht habe° Abgesehen davon sei

die Klage nicht an eine Frist gebunden; denn es handle

sich um die Feststellung der Nichtigkeit des Beschei—

des vom 18° April 1952, weil durch den Bescheid vom

12„ März 1951 der Tod ihres hhenennes bereits als

Schädigungsfolge anerkannt worden sei„

Das Sozialgericht (SGO) Berlin hat mit Urteil vom

14° Juni 1954 die Klage abgewiesen° Der Bescheid vom
180 April 1952 sei nicht nichtig° Die Klage sei nicht

fristgerecht ernoben werden„ Nach 5 4 des Verwaltungs—

zustellungsgcsetzes gelte die Entscheidung des LVersorgA.

als am 30 Tag nach Aufgabe zur Post, somit als am
20„ l“ebrnar 1953, zugestellt„ Wiedereinsetzung in den

vorigen Stard könne nicht gewährt werden„ Die Entschei—

dung über die Wiedereinsetzung sei nach dem Recht zu
beurteilen, das nur Zeit der für die Klägerin laufen—

den Klagefrist gegolten habe„ 5 67 des Sozielgerichts—
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gesetzeS (SGG) Wirke nicht auf die Zeit vor Inkrafttreten

des SGG zurück„ Das Verschulden des Prozessbevollmächtig—
ten gelte als Verschulden der Partei selbst°

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung beim Landes—

sozialgerieht (LSG.) Berlin eingelegt. Mit Urteil vom
14° Dezember 1954 hat das LSG° die Berufung zurückgewie—
sen. Es hat ausgeführt: Die Klage sei als Anfechtungs—

und Leistungsklage erhoben werden° Die erstmals im

Schreiben vom 100 Juni 1954 beantragte Feststellung.der

Nichtigkeit des Bescheids vom 18. April 1952 stelle eine
nach 5 99 Abs° 2 SGG zulässig gewordene Klageänderung

dar° Mit Bescheidvom124März1951sei nur über die
Bewilligung von Sterhegeld entschieden werden° Die Frage

des ursäehliehen Zusammenhangs zwischen dem Tod des Ehe—

mannes der Klägerin und Sehädigungsfolgen sei, wie sich

aus den Akten ergebe, vor Erlass dieses Bescheids nicht

geprüft werden„ Die fehlerhafte Begründung der Bewilligung

des Sterbegeldes sei nicht in_Rechtskraft erwachsen und

eine Bindung der Verwaltungsbehörde an diese Begründung

nicht eingetreten„ Ausserdem bestehe kein Zweifel darüber‚

dass nur der erste Teil der Begründung, die MdE° habe

50 V„H„ betragen, die für die Bewilligung des Sterbegelds

in Frage kommende gesetzliche Voraussetzung angeben sollte°
Es bestehe deshalb auch kein Widerspruch zwischen den Be—

seheiden vom 12° März 1951 und 18° April 1952°>

Die Frage der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sei

nach dem bis zum 31„ Dezember 1953 gültig gewesenen Ver—

fahrensrecht (55 131 ff° Reieheversicherungsordnung (RVG)

bzwo 99 54, 55 des Gesetzes über das Verfahren in Ver—
sorgungssachen vom 10°1„1922) zu beurteilen° Die Frist

für einen Antrag auf Wiedereinsetzung habe nach diesen

Vorschriften einen Menat nach Wegfall des Hindernisses

bzw„ Kenntnis von der Fristversäunung betragen° Die Kennt»

'nis von der Fristversäunung habe der Bevollmächtigte der

Klägerin mit der Bestätigung des VersorgG„ über den Ein—

gang der Klage am 250 März 1953 erhalten„ Der Antrag auf

Wiedereinsetzung von 10° Juni 1954 sei deshalb verspätet°
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Die Klägerin müsse sich das Versäumnis ihres Bevoll—

mächtigten ehreehne■ lassen° Revision wurde zuge—
lassen„

Nach Bewilligung des Armenrechts hat die Klägerin

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen Versäu—

mung der Revisionsfrist beantragt und Revision einge—

legte Sie beantragtelEeststellung der Nichtigkeit des

Bescheids des VerscrgA„ vom 18° April 1952 und Gewäh—

rung der Witwgnrente ab 1° Juli 1951° Hilfsweise be—

antragte sie festzustellen, dass die Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand gegen Versäumung der Klegefrist

nach 5 67 SGG zu beurteilen und hiernach Wiederein—

setzung zu gewähren sei„

Die Revision fügt, dass des LSG° die Wiedereinsetzung

nach den bis zum 31„ Dezember 1953 gültig gewesenen

Vorschriften statt nach dem SGG beurteilt habe° Im

übrigen bezieht sie sich auf Schriftsätze in den Vor—

instanzen und auf die Ausführungen im Armenrechts—

gesucho

Der Beklagte beantragte Zurückweisung der Revision°

Die Revision ist infolge Zulassung statthaft (@ 162

Abs° 1 Nr„ 1 SGG). Sie ist form— und fristgerecht
eingelegt werden (@ 164 Abs. 1, 5 166 SGS)° Die Revi—

sicnsfrigt betrug éin Jahr seit Zustellung des enge—
fochtenen Urteils, da die Rechtemittelbolehrung des

LSG° unvollständig und damit unrichtig ist (5 66 SGG).

Es fehlt der HinweiS‚ dass die Revision einen bestimm—

ten Antrag enthalten muss (BSG° 1 S° 227)° Da die
Revision innerhalb der Jehresfrist eingelegt wurde,

bedurfte es keiner Wicdercinsetzung in den vorigen

Stand wegen Versäumung der Revisionsi‘rist°
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Bis Revision ist nur teilweise formgerecht gemäss 5 164

Abs° 2 SGG begründet werden. Die Klägerin hat in den
Vorinstanzen verschiedene Klagen erhoben: Mit der ersten

Klage begehrte sie Aufhebung eines VCrwaltungsektes, näm—

lich des Bescheides vom 18„ April 1952 (5 54 Abs° 1,
€ 218 Abs„ 5 SGG), im Lcufe des Verfahrens vor dem SG;
erhob sie ausserdem Klefo auf Feststellung der Nichtig—

keit des gleichen Bescheids (@ 55 Abs„ 1 Nr„ 4 SGG)„

Gleichzeitig.mit beiden Klagen hat die Ylägerin als Lei—

stung Hinterbliebenenrente verlangt (% 54 Abs° 4 SGG)‚

Eine solche Klägehäufung, die hier sls Kl %e—
änderung anzusehen ist,‘ da sie nach Erhebunf der Klage
erfo1gte, ist infolge Einwilligung des Beklagten zulässig,

@@56 998

Aufhebungsklage und Klage auf Feststellung der Nichtig—

keit sind gegen den gleichen Bescheid gerichtet° Sie sind

ihrem rechtlichen Inhalt nach jedoch grundsätzlich ver—

schiedene Klagen (vgl° BSG° 5 8° 121), die sich in ihrer

Begründung sogar ge£‚enseitig aus schliessen° Nach den An—

trägen in der mündlichen Verhandlung vor dem SG„ und LSG.

hat die Klä.gej1 in die Anspruche im Verhü ltnis von Haupt—

antreg und Hilfsantrag geltend gemacht, indem sie im

Hauptantrag die Feststellung der Nichtigkeit des Be-

scheids und hilfe „eis e hiede1eins etsung in den vorigen

Stand begehrte° Der Hilfe:.ntrag ist dahin zu verstehen,

Q
;

ass zunächst Wiedereinsetsung in den v01igen Stand gegen
die Veräumung der Klagefrist erbeten wurde, um die Zu—

lässigkeit der Aufhebungsklage herbcizuführen° Dieses Ver—

hältnis der beiden Klageensprüche hatte die Wirkung, dass
zun‘eehst über die Feststellungsklage zu entscheiden war°

Nur, wenn diese unzulässig oder unberründct war, brauchte

noch eine Entscheidung über die Aufhebungs„lage zu er—

gehen° Die Vorinstanzen heeen die Nichtigkeit des Be—

scheides von 18° April 1952 vern int„ Sie mussten deshalb

auch über den Antrag auf wiedereinset„ ng in den vorigen

Stand und die Aufhcsu;1gsklage entscheiden„ Sie haben

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen Ve1säumung

der Klagefrist aeg lehnt und damit die Aufhebungs)■ age
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als unzulässig angesehen„ Entsprechend dieser Entschei—

dung der Vörinetanzen über zwei prozessual selbständige

Ansprüche ergab sich für die Revision die Notwendigkeit,

soweit sich ihre Rügen nicht gegen das Verfahren oder

das Urteil als Ganzes richteten7 die Angriffe gegen

jeden Teil der Entscheidung gesondert in der Form des
5 164 Abs.° 2 Satz 2 SGG zu begründen° Sic questo eine

Gesetzesverletsung sowohl bei der Abweisung der Pest—

stellungsklage, als auch bei der Entéeheidung übcr die

Wiedereinsetzung und die Aufhebungsklage in der Form

des 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG rügen (vgl° Baumbach, ZPO,

25„ Aufi„‚ Ar'nn° 2 zu @554; Rosenberg, ZPO, 7„ Aufl„,
5 93 IV 2 d und e, 30 443 f„)„

Die Revision ist nur insoweit formgerecht begründet
werden, als sie sich gegen die Ablehnung der Wieder—

einsetzung und somit gegen die Abweisung der Aufhebungs—

klage richtet und Gesetzesverletzungen bci\dicscr Ent—

scheidung behaupteta Dagegen fehlt die nach & 164 Abs° 2

Satz 2 SGG zwingend vorgeschriebene Angabe der verletz—

ten Reehtsnorm, soweit die Revision sich gegen die Ent—

scheidung üher die Feststellungsklage wendet°

Die Bezugnahme auf des Armenrechtsgesuch des nicht nach

5 166 Abs„ 2 SGGvor dem BSG„ zugelassenen Rechtsbei—

standes der Klägerin„ das Ausführungen zur Nichtigkeit

des Bescheides von 18° April 1952 enthält, entspricht

nicht der Vorschrift des @ 164 Abs„ 2 Satz 2 SGG° Die
Revisionsbegründung muss rkcnnen lassen, dass der zuge—

lassene Prozessbevollmäch*i te den Prozeßstoff geprüft
hat9 welche Teile des Urteils sie angreift und mit wel—

chen Gründen° Durch blosse Bezugnahme auf das Arncnreeht„—
gesuch eines nicht zugelassenen Vertreters und auf dessen

Schriftsätze in den Vorinstensen wird dem nicht genügt
(BGHZO 7 SO 170, Lindenmeicr—Möhring, Nr° 21 zu 5 519
ZPO‚ RGZ„145 So 2669 JE 34 So 2975 Nr„ 10, 35 8° 1246

Hro 10‚ 36 3° 1292 Ir„ 10, HJW„51 S„ 442 Hr„ 9, vgl°

auch BSG„ vom 17°1n1958 — 11/8 3 1126/55 -)„ Das
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Bundessozialgerieht (BSGo) konnte daher das Urteil des

LSG., soweit es die Abweisung der Klage auf Feststellung

der Nichtigkeit des Bescheids bestätigt hat, nicht nach—

prüfen„ Die Revision war insoweit Wegen fehlender Begrün—

dung als unzulässig zu verworfen (% 169 Abs° ? Satz 2 SGG)°

Die Revision ist nicht begründet, soweit sie eine Ver-

letzung des Gesetzes bei der EntSCheidung über den Antrag

auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen Versäu—

mung der Klegefrist rügt„

Das BSG° hat bereits entschieden (BS
„ 1 So 44), dass die

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach den bis zum

51„ Dezember 1953 gültig gewesenen Verfahrensvorsehriften

zu beurteilen ist, wenn die Fristversäu■ung und der Weg—

fall des Hindernisses vor dem Inkrafttreten des SGG lie—

gen° Das LSG° hat festgestellt, dass nach Berliner Recht

die Frist zur Erhebung der Klage einen Monat nach Zustel—

lung der engegriffcnen Entscheidung betrug, dass der Ein—

gengetag der Klage beim VersorgG° und damit die Verspätung

dem Bevollmächtigten der Klägerin mit Erhalt des Schreibens

des SG„ vom 26° März 1953 bekannt geworden, und dass Wie—

dereinsetzung in den vorigen Stand erst am 10. Juni 1954

beantragt werden ist° Aus diesen nicht angegriffenen und

deshalb für das Revisionsgericht nach @ 163 SGG bindenden

Feststellungen ergibt sich, dass sowohl die Frietve*säum—

nis als auch der Fortfall des Hindernisees vor dem Inkraft—

treten des SGG liegen„ Als Hindernis wer die Unkenntnis des

Bevollmächtigten und der Klägerin von der Versyätung des

Klageeingengs anzusehen° Hit der Kenntnis vom Eingengsteg

der Kleg;e(27° oder 28. März 1953) wer dieses Hindernis

fortgefellen„ Das SGG is in Berlin am 1„ Januar 1954 in

Kraft getreten, Art° III des Gesetzes zur Übernahme des SGG
vom 20" November 7953, GVBl. S. 1419. Somit war die Wieder—

einsetzung in den vorigen Stand nicht nach % 67 SGG‚ sondern

nach dem vor In:refttreten des SGG in Berlin geltenden Recht

zu beurteilen„ Das LSG„ hat demnach zu Recht über den Wieder-

einsetzungsentreg nicht nach @ 67 SGG entschieden„
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Das Verfahren vor den Berliner VersOrgungsgerichten

und dem Oberversorgungsgericht Berlin war vor Ein—

führung der Sozialgerichtsbarkeit im Berliner KVG

vom 240 Juli 1950 geregelt° @ 50 Abs„ 2 KVG hatte

gleichzeitig das Gesetz über das Verfahren in Ver—

sorgungssachen vom 10° Januar 1922 ausser Kraft ge—

setzt„ Neon@49KVGgalten die Vorschriften der RVO
über Fristen (55 124 bis 134) sinngemäss und damit
auch @ 131 RVO über die Wiedereinsetzung in den vori—

gen Stand gegen die Versäumung von gesetzlichen Ver—

fahrensvörschriften„

@ 49 KVG — und damit 5 131 EVO — ist durch @ 4 des
Krieg30pferverSorgungsgesetzes vom 12° April 1951
(GVBl° für Berlin S° 317) mit Wirkung von 1° Oktober

1950 aufgehoben werden, ohne dass die hier in Frage“

kommende Vorschrift des 5 131 EVO durch eine den glei—
chen Rechtsbehelf betreffende anderweitige Vorschrift

ersetzt werden wäre° Erst mit der Einführung des SGG

am 10 Januar 1954 ist 5 67 SGG, der die gleiche Ma—

terie regelt} in Berlin in Kraft getreten„

In dem für die zeitliche Anwendung des Verfahrens—

rechts massgeblichen Zeitpunkt (Wegfall des Hinder—

nisses der Unkenntnis durch das Schreiben vom 2603‚

1953, also 27° oder 28„3„1953) war somit in Berlin

überhauptkeine Verfahrensvorschrift in Geltung, die
eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Ver—

säumung von Verfahrensfristen in Prozessen vor den

Berliner Versorgungsgerichten betraf„

Das LSG° hat diese, offenbar durch ein Versehen des

Gesetzgebers entstandene Lücke im VerfahrensrCCht nicht
dahin gedeutet, dass in Berlin bis zum Inkrafttreten

des SGG eine Wiedereinsetzung überhaupt nicht möglich

gewesen sei, sondern es hat in der Erwägung, dass in

allen Gerichtsbarkeiten der ur■esrcpublik aus reChts—

staatlichen Gründen dem Richter die verfahrensrechtliche
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Möglichkeit gegeben ist, die Folgen einer unverschuldeten

Versäumung von Verfahrensfristen zu beheben, diese

Gesetzeslücke durch analoge AhWendung anderer Vorschrif—

ten ausgefüllt° Es hat den Wiedereinsetzungsantrag nach
5 131 RVG geprüft und auch auf die ähnliche Regelung im ‘

Gesetz über das Verfahren in Versorgungssechen von 1922

hingewiesen,

Der Senat hatte zu prüfen, ob diese.Rechtsanwendung

revisibles Recht im Sinne des 5 162 Abs° 2 SGG betrifft°
Er hat die Frage verneint°

Nach 5 162 Abs" 2 SGG sind revisibel die Vorschriften des
Bundesrechts und sonstige im Bezirk des Berufungsgerichts

geltende Vorschriften, deren Geltungsbereich sich über
den Bereich des Berufungsgerichts hinaus erstreckt° Eine—

Unterscheidung zwischen Revisibilität materiellen Rechts

und der verfahrensrechtlichen Vorschriften, wie sie

5 56 Abs, 1 Satz 1 und 2 des Gesetzes über des Bundes—
verwaltungsgericht trifft, kennt das SGG nicht,

Für die materiell—rechtlichen Vorschriften des Berliner

KVG hat das BSG° bereits entschieden, dass sie nicht

revisibles Recht im Sinne des @ 162 Abs° 2 SGG sind
(BSG. 2 so 106)° Gleiches muss nach der Auffassung des

Senats auch für die verfahrensrechtlichen Vorschriften

des KVG gelten„

Das KVG hatte das Verfahren vor den Berliner Versorgungs—

gerichten nicht durch Übernahme von in anderen Bundes—

ländern geltenden Vorschriften geregelt, sondern bewusst

und gewollt ein in mehrfachen Vorschriften abweichendes

,
eigenständiges Verfahrensrecht für Berlin geschaffen.

Wesentliche Abweichungen dieser Art sind: Beschränkung
'?

der Vertretung vor den Versorgungsgerichtén (@ 44 Abs. )
KVG),Ausschlussvon Personen,die nicht die Befähigung
zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdicnst be—

sitzen, vom Vorsitz bei den Versorgungsgerichtcn

(@ 45 KVG), Besetzung des 0bervcrsorgungagcriéhte mit
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vier (statt zwei) ehrenamtlichen Beisitzern (@ 46 KVG)9

anderweitige Regelung der Berufungsausschlussgründe

(@ 45 Abs° 2 KVG)9 Zulessungsbcrufung zum Oberversor—

gungégerieht bei grundsätzlicher Bedeutung (5 45 Abs„ 2
KVG)° Soweit das KVG hinsichtlic?. einzelner Regelungen

auf Vorschriften der RVG, also auf rovisibles Recht

nach Art° 125 GG, verwies, ist anzunehmen, dass es dieses

Recht nur als Länderreeht übernehmen wollte (vgl„ Baumbeeh,

zro, 25°'Auflo Anna 1 B und 3 c zu 5 549; BGHZ° 10 s„ 367
13717, BVerwG° 1 8° 76)° Dieses Berliner Verfahrensrecht

ist auch nicht Bundesrecht im Sinne des Art° 125 Nr„ 2 GG

geworden9 weil das Berliner Gesetz nicht lediglich das

frühere reichsgesetzliche Verfahrensgesetz (RVO und Ge—

setz über Verfahren in Versorgungssachen vom 1CJ„1922)

abgeändert‚ sondern neues Verfahrensrecht geschaffen

hat‚ wenn auch unter Heranziehung einzelner Gedanken

des früheren Reicherechts° Die Verfehrensvorschriften

des Berliner KVG sind daher nicht :cvisibles Recht;

Sind aber schon die Verfahrensbestimmungen des Berliner

KVG, deren unmittelbare Anwendung, insbesondere die des
5 131 eve, sich durch die Aufhebung des @49 KVG im vor—
liegenden Felle verbietet, nicht revisibles Recht, so

kann auch eine nur zur Ausfüllung einer Gesetzeslücke

im KVG herahgezogene Vorschrift der RVG und des Verfah—

rensgesetzes aus 1922 durch diese Übernahme nicht revi—

sibles Recht geworden sein„ Diese Rechtsenwendung betrifft

genau so wenig revisibles Recht,els wenn ein Ländergesetz

ausdrücklich einzelne Vorschriften des Bundesrechts als

Landesrecht übernimmt. Betraf demnach schon die frühere
Verweisung des 5 49 KVG auf die RVO kein revisibles Recht,

so kann eine zur Ausfüllung einer Gesetzeslücke erfolgte

lediglich entsprechende Anwendung solcher Vorschriften

erst recht nicht revisibel sein (vgl° hierzu BVerwGE. 1

So 76, Deutsches Verwaltungsblatt 56 8° 234, DÖV 58
SO 27‚ 57 SO 911)°
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Der Senat konnte aüs diesen Gründen nicht nach @ 162

Abs„ 2 SGG prüfen, ob das LSG° bei der Entscheidung über

den Wiedereinsetzungsantrag @ 131 BVG und das Verfahreng—

gesetz von 1922 zutreffend angewendet hat (vgl° BSG° 3

S„ 77)„ Die Revision ist daher, soweit sie die Aufhebungs—

klage betrifft‚ unbegründet„ Sie war insoweit zurückzu—

weisen°

Die kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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